
Schwierige Kompromisse

Welche Rolle haben die Kommunisten in der VR 
Donezk? Darüber diskutierte ein Parteitag. Renate 
Koppe war dabei.
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„Kulturhoheit“ statt Bildung

Bologna-Prozess und Finanzausgleich:
Was bankrotte Hochschulen mit schwäbischen 
Hausfrauen zu tun haben. 
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Thema der Woche

Brecht – Zeitgenosse
Vor 60 Jahren starb Brecht – sein Werk hilft 
uns, die Verhältnisse zu durchschauen. Zu 
jedem Brecht-Jubiläum gehört, dass am 
Bild des Dramatikers, Dichters, Schriftstel-
lers und Theatertheoretikers gekratzt, sein 
Werk für überholt erklärt wird.
Wir stellen drei Sichten auf Person und 
Werk vor, aus denen hervorgeht, wie heutig 
Brecht ist, wie er hilft, Fragen zu beantwor-
ten und notwendige Fragen zu stellen.
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Erfolg in Aleppo
Syrische Armee drängt Terroristen zurück

Im Sommer 2012 drangen Bewaff-
nete aus dem Umland, aus Dörfern 
und Kleinstädten und viele aus dem 
Ausland nach Aleppo ein. Es gelang 
ihnen weite Teile der Stadt zu beset-
zen und in der Folge bis zur Altstadt 
mit der Zitadelle und dem Souk vor-
zudringen.

Es war der Beginn eines Alp-
traums. Die Stadt wurde geteilt, die 
Front dazwischen war das „Mekka 
für ausländische Kämpfer“ – wie der 
Spiegel einmal schrieb.

Nun scheint ein Ende des Alp-
traums möglich – die syrische Ar-
mee hat die Gebiete, die von Ter-
roristen besetzt sind, völlig vom 
Nachschub abgeschnitten. Für die 
Zivilisten in dem eingeschlossenen 

Gebiet stehen Fluchtkorridore be-
reit. Bewaffnete aus Syrien, die den 
Kampf aufgeben, erhalten eine Am-
nestie.

Die Offensive der syrischen Ar-
mee entspricht der UN-Resolution 
2254 in der es ausdrücklich heißt, 
dass ein Waffenstillstand nicht ge-
genüber IS, al-Nusra und ihren Ver-
bündeten gilt. Und die Behauptun-
gen über die „gemäßigten Rebellen“, 
die von der syrischen und der russi-
schen Luftwaffe bombardiert wür-
den, war immer nur eine Schutzbe-
hauptung des Westens, der nach wie 
vor vom Sturz der syrischen Regie-
rung träumt.

Es fällt nicht leicht, angesichts von 
Tod und Zerstörung in Syrien von ei-

nem Sieg zu sprechen. Aber zweifel-
los haben die syrische Armee und ihre 
Verbündeten einen wegweisenden Er-
folg erzielt.

Aleppo ist die bedeutendste 
Stadt Syriens nach der Hauptstadt 
und die besetzten Gebiete waren 
ein Faustpfand in den Händen von 
al-Nusra, IS und ihren Förderern im 
Ausland. Ein Faustpfand sowohl für 
die sporadischen Verhandlungen 
in Genf als auch im Krieg. Angrif-
fe mit Raketen und Granaten auf 
die „sicheren Gebiete“ konnten je-
derzeit erfolgen – und erfolgten ge-
rade in den letzten Monaten. Die 
Angriffsmöglichkeiten sind jetzt 
eingeschränkt. Und wenn dieses 
Faustpfand nicht mehr in den Hän-

den der Terroristen und ihrer För-
derer liegt, kann es dem inner-syri-
schen Dialog nur dienen.

IS und al-Nusra von ihrem Nach-
schub abzuschneiden ist ein strategi-
scher Erfolg. Es erscheint nun mög-
lich, die Terroristen durch militäri-
schen Druck und Verhandlungen aus 
Aleppo zu vertreiben – wie es 2015 in 
Homs geschehen war.

Die Terroristen zu vertreiben ist 
nur der erste Schritt. Eine wirkliche 
Lösung können nur der Ausgleich 
unterschiedlicher Interessen und ein 
Prozess nationaler Versöhnung brin-
gen. Und je weniger Einfluss darauf 
NATO und Golfstaaten nehmen kön-
nen, umso besser.
� Manfred Ziegler

Im Gleichschritt marsch
Merkels Neun-Punkte-Plan für den reaktionären Staatsumbau

Nach den Anschlägen in Ans-
bach, Würzburg und München 
schlägt die Stunde der Hardli-

ner. Bayerns Ministerpräsident Horst 
Seehofer (CSU) ätzte vom Tegernsee 
erneut gegen Bundeskanzlerin Mer-
kel (CDU) und ihr „Wir schaffen das“ 
und plädierte für Abschiebungen in 
Kriegsgebiete. Andere raunten von 
Fußfesseln, Schleierfahndung und Re-
servistenarmee. Verteidigungsministe-
rin Ursula von der Leyen (CDU) ließ 
es nicht bei Worten, sondern versetz-
te noch während des Amoklaufes in 
München eine Feldjägereinheit, Sani-
tätstrupps und Hubschrauberregimen-
ter der Bundeswehr in Bereitschaft. 
Man wird ja wohl noch üben dürfen.

Um das Heft des Handelns nicht 
völlig aus der Hand zu geben, brach 
Angela Merkel kurzerhand ihren Ur-
laub ab, trat vor die Medien und fasste 
alles sorgfältig in einem „Neun-Punk-
te-Plan für mehr Sicherheit“ zusam-
men. Auf dem Rücken von Flüchtlin-
gen, die – ob ein islamistischer, rechts-
radikaler oder gar kein Hintergrund 
bekannt ist – irgendwie schuld sind, 
wird der Ausbau des reaktionären Si-
cherheitsstaates vorangetrieben. Es 
geht um mehr Geld, mehr Personal, 
mehr Technik und mehr Rechtsbruch 
für die Innere Sicherheit.

Oben auf der Wunschliste steht der 
Bundeswehreinsatz im Innern. Im neu-
en „Weißbuch“ der Bundeswehr, das 
von der Leyen im Juli vorgestellt hat-
te, konnten sich CDU und CSU zwar 
nicht ganz gegen den Koalitionspart-
ner SPD durchsetzen, aber der Kom-
promiss kann sich schon sehen lassen: 
Die Bundeswehr darf „bei größeren 
Terroranschlägen“ ohne Grundgesetz-
änderung eingesetzt werden. Noch im 
Spätsommer soll entschieden werden, 
für welche Szenarien Bundeswehr, 
Bundes- und Länderpolizei gemeinsam 
üben sollen. Diese zivil-militärische 
Tateinheit war bisher nicht möglich.

Zweitens geht es um mehr Über-
wachung. Vorratsdatenspeicherung, 
Vernetzung und ungehinderten Da-
tenaustausch innerhalb der EU und 
„mit befreundeten Diensten“ und das 
Knacken verschlüsselter Kommunika-
tion stehen auf dem Programm.

Drittens geht es um härteres Ab-
schotten und schnelleres Abschieben. 
Merkel will die „Rückführungsan-
strengungen“ vor allem nach Afgha-
nistan und Nordafrika verstärken. Ein 
Frühwarnsystem – auffälliges Verhal-
ten soll sofort gemeldet werden – soll 
„Gefährder“ in Flüchtlingsheimen 
und Integrationsmaßnahmen ausma-
chen. Dabei sind die Zahlen von Ab-
schiebungen und sogenannten „frei-
willigen Ausreisen“ so hoch wie nie. 
Noch besser als Rückführungen fin-
det Merkel es, wenn die Flüchtlinge 
gleich draußen bleiben. Sie ist voll 
des Lobes für die Arbeit der militäri-
schen EU-Grenzschutzagentur Fron-
tex. Durch mehr als 3 000 Flüchtlinge, 
die allein im ersten Halbjahr 2016 im 

Mittelmeer ertrunken sind, lässt sie 
sich nicht beirren.

Beim Umbau des Staates hin zu 
einem reaktionären Sicherheitsstaat 
geht es sicher nicht darum, individuel-
len Terror aus Verzweiflung, Verblen-
dung oder religiösem Eifer zu ver-
hindern. Die Bundesregierung trägt 
durch ihre Kriegspolitik, die Unter-
stützung der NATO-Kriege, die Zer-
schlagung anderer Staaten auch mit 
Hilfe von Terrormilizen wie dem IS 
Mitverantwortung an dem, was heu-
te passiert. Merkels Sofortprogramm 
ist keine Lösung, sondern die Fortset-
zung und Vertiefung der Probleme.

Stattdessen gilt es Kriegspolitik 
und NATO zu stoppen, das Zerstö-
ren von Volkswirtschaften und das 

Ausplündern von Ressourcen durch 
hiesige Konzerne zu beenden – und 
damit auch Fluchtursachen zu ver-
hindern. Es gilt die Verursacher und 
Profiteure anzugehen. Es gilt, in die-
sem Land statt Ausgrenzung soziale 
Bedingungen für alle hier lebenden 
Menschen zu schaffen, die ein Leben 
lebenswert machen. Dazu gehören 
Frieden, Arbeit, Ausbildung, Bildung, 
Gesundheit, ein Dach über dem Kopf, 
Solidarität und gleiche Rechte für alle. 
Das ist die Idee des Sofortprogramms 
der DKP. Dafür demonstrieren wir am 
17. September in sieben Städten gegen 
die Freihandelsabkommen TTIP und 
CETA und am 8. Oktober in Berlin 
gegen die NATO-Kriegspolitik.
� Wera Richter

Gedenken an 
Hiroshima und 
Nagasaki
Am 6.  August 1945 explodierte die 
US-Atombombe „Little Boy“ über 
Hiroshima, drei Tage später die Plu-
toniumbombe „Fat Man“ über Naga-
saki. Etwa 100 000 Menschen starben 
sofort, weitere 130 000 bis Jahresende.
Hunderttausende starben in späteren 
Jahren an den Folgen. Es traf selbst 
die Nachgeborenen.

Bis heute wird versucht diese 
Kriegsverbrechen zu relativieren: Die 
Abwürfe hätten erheblich dazu beige-
tragen, dass kurz darauf, am 15. Au-
gust, Japans Kaiser Hirohito in einer 
Rede die Beendigung des „Großosta-
siatischen Krieges“ bekanntgeben und 
Japan am 2. September 1945 kapitulie-
ren musste. Eine Lüge.

Heute wächst die Gefahr des Ein-
satzes von Nuklearwaffen. Auch auf-
grund der aggressiven NATO-Politik 
gegenüber Russland. Trotz diverser 
Abrüstungsverträge und zuletzt des 
Neu-START-Vertrags, der 2011 in 
Kraft trat und mit dem sich USA und 
Russland verpflichteten, ihre nuklear-
strategischen Trägermittel – U-Boote, 
Interkontinentalraketen und Lang-
streckenbomber – auf 800 zu halbie-
ren und die Zahl der Sprengköpfe zu 
reduzieren, würden die verbliebenen 
Sprengköpfe der USA und Russlands 
sowie die Frankreichs, von China, 
Großbritannien, Pakistan, Indien, Is-
rael und Nordkorea ausreichen, die 
Menschheit mehrfach auszulöschen.

Und die nuklearen Arsenale wer-
den weltweit modernisiert. Auch die 
Atomwaffen in Büchel sollen qualita-
tiv aufgerüstet werden. Vom 26. März 
bis zum 9. August gab und gibt es des-
halb Protestaktionen verschiedener 
Gruppen vor Ort.

Seit 1947 erinnern Menschen am 
6. August alljährlich in Hiroshima an 
das Geschehen. Ihnen haben sich sehr 
viele weltweit angeschlossen. Und sie 
alle verbinden bis heute das Geden-
ken an die Atombombenabwürfe auf 
Hiroshima und Nagasaki sowie die 
vielen Opfer mit der Ablehnung von 
Krieg und Rüstung sowie der Forde-
rung nach einer von Atomwaffen frei-
en, friedlichen und solidarischen Welt.
� Nina Hager

Foto: ISAF Headquarters Public Affairs Office

Angela Merkel bei der Truppeninspektion in Afghanistan im Dezember 2010, neben ihr Generalmajor Hans-Werner Fritz

Weg mit 
dem KPD-
Verbot!
Zentrale Veranstaltung 
der DKP am 10. September 
in Karlsruhe
Kundgebung & Demonstration
Ludwigsplatz, 15.00 Uhr

Im Anschluss
Veranstaltung im Lokal
„Walhalla“, Augartenstraße 27
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Karikatur: Bernd Bücking

Georg Fülberth über den Tod eines Siebzehnjährigen

Zivilgesellschaft
In einem Regionalzug nahe Würzburg 
hat ein Siebzehnjähriger mit einer Axt 
und einem Messer mehrere Menschen 
schwer verletzt und wurde anschlie-
ßend von Polizei erschossen. Er war ein 
Flüchtling, und eine Betreuerin fragte 
anschließend, ob es denn nicht eine an-
dere Art gegeben habe, ihn zu stoppen. 
Dies wurde auch von der Bundestags-
abgeordneten Künast zur Sprache ge-
bracht, diesmal per Twitter. Sie wollte 
wissen, ob die Tötung die einzige Mög-
lichkeit gewesen sei, den Täter angriffs-
unfähig zu machen. Auch Schüsse müs-
sen nicht unbedingt tödlich sein. Es war 
von Notwehr die Rede. Der bayerische 
Innenminister stellte sich vor seine Be-
amten und der Vorsitzende der Polizei-
gewerkschaft vor seine Kollegen.

Dies alles ist legitim: Interessen-
wahrung staatlicher Organe und einer 
Berufsgruppe, die in diesem Fall eine 
gefährliche Arbeit hatte. Niemand hät-
te in der Haut der Beamten stecken 
wollen. Vorschnelle Verurteilung hatte 
bis dahin durch niemanden stattgefun-
den, auch nicht durch Renate Künast. 
Es wird, wie in allen solchen Fällen, ja 
eine ordnungsgemäße Untersuchung 
geben, ob tatsächlich Notwehr vorlag 
oder die alternativlose Abwehr einer 
Gefahr für eine weitere von dem Täter 
bedrohte Person. Das wird man abwar-
ten müssen.

Ein Teil der so genannten Quali-
tätsmedien sah das anders und war mit 
einer Vorverurteilung sofort bei der 
Hand. Diese richtete sich erfreulicher-
weise nicht gegen die Polizei, sondern 
unerfreulicherweise gegen die Abge-
ordnete Künast. Von der FAZ bis zum 
„Mannheimer Morgen“ teilte man ihr 
mit, sie habe die Klappe zu halten. Im-
merhin die „Frankfurter Rundschau“ 
gab zu bedenken, dass es nachgerade 
ihre Pflicht gewesen sei, ihre nahelie-
gende Frage zu stellen. Diese ging oh-
nehin recht vielen vernünftigen Leu-
ten durch den Kopf. Wir kennen es seit 
dem „Deutschen Herbst“ 1977: in Mo-
menten der Panik verstehen die Main-
stream-Medien sich als Teil der Staats-
gewalt. Noch toller aber war es im Netz. 
Über Renate Künast ging ein Shitstorm 
nieder.

Es ist ja immer wieder von der 
so genannten „Zivilgesellschaft“ die 
Rede. Antonio Gramsci wusste genau, 
was er darunter verstand: sie ist ein 
Kampfplatz im Zwischenbereich von 
Staat und Ökonomie, nichts Schlechtes 
und nichts Gutes, sondern eine Zone, in 
der wie dort um die Macht gekämpft 
wird. Es gewinnt, wer da die Hege-
monie hat. Sind die Machtverhältnis-
se eindeutig, drücken sie sich auch in 
der Zivilgesellschaft aus, unter ande-
rem im Netz.

Sevim Dagdelen zur Türkeipolitik der Regierung

Kontra statt Kuschelkurs
Die Türkei nimmt stramm Kurs auf 
eine islamistische Diktatur. Präsident 
Recep Tayyip Erdogan ist dabei, nach 
dem gescheiterten Militärputsch am 
15. Juli im Rahmen eines großen Ge-
genputsches alle Kritiker aus- und sein 
Land gleichzuschalten. Er kommt mit 
Riesenschritten voran, nicht zuletzt, 
weil EU und NATO ihn gewähren las-
sen. Zehntausende Menschen wurden 
verhaftet und vom Dienst suspendiert, 
darunter ein Drittel der Richter und 
Staatsanwälte. Gegen mehr als 100 
Journalisten wird ermittelt, die Hoch-
schulrektoren in der gesamten Türkei 
wurden zum Rücktritt aufgefordert, 
Akademikern und ihren Familien ist 
die Ausreise verboten. Nach den gro-
ßen Ferien werden Hunderttausende 
Schülerinnen und Schüler von Erdo-
gan-Getreuen unterrichtet. Zehntau-
sende reguläre Lehrerinnen und Leh-
rer sind geschasst.

Erdogans AKP-Regime bläst zur 
Hatz auf alle Andersdenkenden. Für 
Kurden und Aleviten, für Linke und 
Säkulare, für sie ist kein Platz mehr. 
Das hat der starke Mann am Bospo-
rus persönlich deutlich gemacht, als 
er nach dem vereitelten Staatsstreich 
Vertreter aller Parteien im Parlament 
in seinen Palast eingeladen hat, mit 
Ausnahme der prokurdischen HDP. 
Deren Abgeordnete sind seit der Im-
munitätsaufhebung praktisch vogel-
frei.

Die Bundesregierung lässt sich von 
Erdogans Märchen aus 1001 Nacht 
einlullen, in der Türkei werde die De-
mokratie verteidigt. Bundesaußenmi-
nister Frank-Walter Steinmeier etwa 
hat kein Problem mit der Verhängung 
des Ausnahmezustands. Er möge halt 
bitte auf die unbedingt notwendige 
Dauer beschränkt und möglichst bald 
wieder beendet werden, so die zarte 
Bitte des Sozialdemokraten in Berlin. 
Bundeskanzlerin Angela Merkel rela-
tiviert Erdogans antidemokratischen 
Gewaltkurs gegen die eigene Bevöl-
kerung und merkt verhalten an, sie 
sehe die Verhältnismäßigkeit „nicht 
immer gewahrt“. Merkel mahnt, sie 
handelt nicht. Erdogan bleibt für die 
deutsche Regierungschefin Premi-
umpartner, da kann der noch so viele 
Gefangene foltern, noch so viele Will-
kürdekrete erlassen und noch so viele 
Jubler türkische Fahnen schwenkend 
die Wiedereinführung der Todesstrafe 
fordern lassen.

Die anhaltende Verhaftungswelle 
und die aggressive Stimmung, die Er-
dogan-Anhänger und paramilitärische 
Schlägermobs auf den Straßen der Tür-
kei verbreiten, sorgen für ein Klima der 
Angst. In den Redaktions- und Amts-
stuben macht sich eine Atmosphäre 
des Schweigens und der Selbstzensur 
breit. Zurecht fragt der von Erdogan 
persönlich wegen angeblichen Lan-
desverrats und Terrorunterstützung 
vor Gericht gezerrte türkische Journa-
list Can Dündar: „Wir sind von einem 
Militärputsch befreit, aber wer schützt 
uns vor einem Polizeistaat?“ Der Bun-
desregierung und der EU wirft Dündar 
zurecht Doppelmoral vor, wenn sie den 
Putschversuch des Militärs verurteil-
ten, „gleichzeitig aber bei einem Auf-
stand des Staates schweigen“.

Die Partei „Die Linke“ steht soli-
darisch an der Seite der freiheits- und 
friedensliebenden Menschen in der 
Türkei. Sie brauchen internationale 
Unterstützung, mit ihnen wollen wir 
den Dialog. Die EU-Beitrittsgesprä-
che mit dem Erdogan-Regime dage-
gen müssen sofort gestoppt und die 
Hunderte Millionen an EU-Vorbei-
trittshilfen an Erdogan müssen ein-
gefroren werden. Die Verhandlungen 
über Visafreiheit mit einer Regierung, 
die einen brutalen Krieg gegen die 
kurdische Bevölkerung im Südosten 
führt, die die Freiheiten ihrer Bürge-
rinnen und Bürger im ganzen Land 
mit Füßen tritt, die keinen unabhän-
gigen Justizapparat neben sich duldet 
und die ernsthaft die Wiedereinfüh-
rung der Todesstrafe zur Abstimmung 
stellen lassen will, sind absurd und ob-
solet. Die im türkischen Incirlik stati-
onierten Bundeswehrsoldaten müssen 
rasch abgezogen werden statt ernst-
haft zu überlegen, weitere deutsche 
Truppen zum Diktator zu entsenden.

Doch auch Sanktionen gegen Er-
dogan persönlich sind dringend not-
wendig. Dazu zählt ein Einreiseverbot 
für den Despoten in die EU und das 
Einfrieren seiner Konten. Sein Vermö-
gen, das er nach einem Korruptions-
skandal 2013 ins Ausland hat schaffen 
lassen, muss beschlagnahmt werden. 
Kontra statt Kuschelkurs für Erdogan.

Sevim Dagdelen ist Sprecherin für In-
ternationale Beziehungen der Frakti-
on der Partei „Die Linke“ und Mitglied 
des Auswärtigen Ausschusses im Bun-
destag.

We don’t need no education!
Ein schlanker, föderaler Staat hält sich statt Hochschulen einen 
„Bologna-Prozess“ • Von Klaus  Wagener
„Marode Bauten, schlecht bezahl-
te Forscher: Die Länder investieren 
zu wenig in die Hochschulen. Der 
Bund könnte ihre Blockade überwin-
den“, beklagt der Kulturminister von 
Mecklenburg-Vorpommern, Mathias 
Brodkorb (SPD), in der FAZ die Mi-
sere an den Hochschulen. Schuld ist 
nach Auffassung des Sozialdemokra-
ten in gewisser Weise die „Kulturho-
heit“ der Länder. Deutschland stehe 
hinsichtlich seiner Hochschulpolitik 
„vor einem strategischen Dilemma“: 
Die Finanzierung und Steuerung der 
Hochschulen sei Ländersache, für die 
Finanzierung der Hochschulen gebe es 
„keinerlei Koordination zwischen den 
Bundesländern“.

In diesem System habe „den größ-
ten finanziellen Vorteil, wer am we-
nigsten in seine Hochschulen inves-
tiert“, zum Schaden für die Wissen-
schaft und den gesellschaftlichen 
Wohlstand. Nur der Bund könne „die-
se Rationalitätsfalle auflösen“.

Zwar gebe es den Länderfinanz-
ausgleich, der allen Ländern eine ver-
gleichbare Bereitstellung öffentlicher 
Güter ermögliche, doch jedes Land 
könne auf dieser Grundlage eigene 
Schwerpunk-
te setzen. Bei-
spielsweise mehr 
Straßenbau, we-
niger Bildung 
oder umgekehrt. 
Hessen liege 
mit 307 Euro pro Einwohner bei der 
Hochschulfinanzierung vorn, während 
es Brandenburg nur auf 166 Euro brin-
ge. Wer an der Hochschulfinanzierung 
spare, gehe davon aus, dass die „eige-
nen Landeskinder dennoch an ande-
ren Hochschulen in Deutschland stu-
dieren“ würden. Ein „klassischer Fall 
von Kostenexternalisierung“ sei das, 
schimpft der Minister.

Da mag, oberflächlich betrachtet, 
sogar etwas dran sein. Brodkorb ent-
wickelt aber nun ein Prämiensystem, 
mit dem der Bund die „Rationalitäts-
falle“ auflösen und eine bessere, in 
etwa gleich hohe Finanzausstattung 
der Hochschulen erreichen könnte, 
ohne die heilige Kulturhoheit anzu-
kratzen. Insbesondere die problema-
tische „Bindung von Zahlungsströmen 
an Studentenzahlen“ könne so über-
wunden und „Demographieresistenz“ 
hergestellt werden.

„Hätte, hätte, Fahrradkette“, hät-
te ein ehemals führender Genosse 
Brodkorbs wohl darauf geantwor-
tet. Man sollte doch nicht vergessen, 
dass es die Genossen Schröder und 
Eichel waren, welche mit Steuersen-
kungen im mehrstelligen Milliarden-
bereich zunächst die Einnahmen der 
öffentlichen Hand konsequent ausge-
bombt hatten, um sich danach, gern 

noch als „Sparhans“ mit einer kleinen 
Herde von Sparschweinen, mit einer 
Streichorgie in bleibende Erinnerung 
zu bringen. Und als sei das noch nicht 
genug, das Ganze auch noch mit einer 
Schuldenbremse zu „krönen“, die in 
Zeiten, in denen man mit Schulden-
machen Geld verdienen kann, zu den 
ganz besonderen Highlights finanzpo-
litischer Genialität gereift ist.

Eichel und Steinbrück haben 
in den schwäbischen Hausfrauen 
Schäuble und Merkel ihre würdigen 
Nachfolger gefunden. Und alles was 
seither im Bereich der öffentlichen 
Hand passiert, den inneren wie äuße-
ren Repressionsapparat einmal aus-
genommen, ist politisch gewollte und 
inszenierte Elendsverwaltung. Geld ist 
reichlich vorhanden, das private Net-
tovermögen, vor allem des reichsten 
Prozents der Bevölkerung, liegt laut 
Bundesbank bei 9,6 Billionen Euro, 
aber dort wo es dringend gebraucht 
würde, ist Ebbe. Um die „Bildungs-
republik Deutschland“ von Merkels 
leerer Wahlkampfphrase in die Rea-
lität zu überführen, bräuchte es kei-
ner technokratischen Prämienalmo-
sen, sondern satter Milliardeninvesti-

tionen. Es bräuchte eine hinreichende 
Finanzierung der öffentlichen Hand 
insgesamt, damit sich die Länder nicht 
zwischen Pest, zu wenig für die Infra-
struktur, und Cholera, zu wenig für die 
Bildung, entscheiden müssen, und der 
Bund sich nicht knickrig-kleinkariert 
hinter der „Kulturhoheit“ der Länder 
verstecken muss.

Alles schöne Phantasie. In der 
Wirklichkeit heißt es: Es lebe der 
„Schlanke Staat“. Stellenabbau, Out-
sourcing, Privatisierung. Der ehemals 
so stolze öffentliche Dienst ist nur 
noch ein neoliberaler Schatten seiner 
selbst. Selbst Kernkompetenzen ver-
rotten. Was boomt ist das vom Genos-
sen Schröder so heiß ersehnte Preka-
riat. Auch und gerade an den Hoch-
schulen. Hier gibt es Hunderttausende 
junger, hochmotivierter, intelligenter 
Leute, welche sich nach Kräften, die 
Mohrrübe des Fachkräftemangels 
vor Augen, für die Fata Morgana von 
„Reich und Berühmt“, oder einfach 
für einen halbwegs bezahlten Job ab-
strampeln. Völlig umsonst.

Ohne qualifizierten Abschluss kei-
ne vernünftige Arbeit. (Mit zuneh-
mend auch nicht.) Was die Mediziner 
zuerst erkannt hatten, wissen nun alle: 
diese Lage ist ausbeutbar. Zeitverträ-
ge, Kettenverträge, prekäre Arbeits-

verhältnisse, oft illegal, über Jahre und 
Jahrzehnte. Eine echte Win-win-Situ-
ation. Für die schwäbische Hausfrau 
und das mit kostenlosen Praktikanten 
reichlich versorgte Gewerbe.

Der „Schlanke Staat“ ist selbst-
verständlich kein Selbstzweck, son-
dern dient dem Shareholder-Value. 
Dem höchsten Wert überhaupt. Dar-
um sieht der ebenfalls von Schröder 
& Co. vorangetriebene „Bologna-Pro-
zess“ so aus, wie er aussieht: Rendite-
orientiert. Kosten schmälern bekannt-
lich die Rendite. Staatskosten ebenso. 
Darum muss gespart werden. An al-
lem. Und daher haben sich alle wohl-
tönenden Versprechungen der Bolo-
gna-“Reformer“, Qualitätssteigerung, 
geringere Abbrecherquote, höhere 
Mobilität und Auslandssemester, in-
ternationale Vergleichbarkeit, leich-
ter erreichbare berufsqualifizierende 
Abschlüsse, unter dem knallharten 
neoliberalen Austeritätsdiktat in bun-
ten Public-Relations-Rauch aufgelöst.

Multinationale Konzerne und erst 
recht die dahinter stehende Finanz-
branche brauchen kein humanisti-
sches Bildungsideal, keine soziale 
Kompetenz, mäandrierende Grund-

lagenforschung 
oder gar soziale 
Mobilität, Ar-
beiterkinder an 
den Unis, son-
dern in knallhar-
tem Wettbewerb 

um Geld und Studenten stehende, 
preisgünstige, fachborniert-verschul-
te Pauk-Durchlauferhitzer für ein 
breites akademisches Bachelor-Pro-
letariat und elitebewusste, aber nicht 
weniger bornierte Master-Führungs-
kräfte. Und selbstverständlich ein 
breitgefächertes Abschlussangebot, 
passend möglichst für jeden Arbeits-
platz. Entsprechend inflationär ist die 
Zahl der möglichen Abschlüsse ange-
stiegen. Und wenn schon Forschung, 
dann bitte „anwendungsorientiert“, 
mit am besten hochdekorierten Wis-
senschaftlern, die um „Drittmittel“ an-
tichambrieren.

So weit, so billig. Dumm nur, dass 
mit „Bologna“ der „wettbewerbsfä-
higste und dynamischste wissenge-
stützte Wirtschaftsraum der Welt“ 
(Lissabon, 2000) ganz offensichtlich 
nicht zu machen ist. Sogar Minister 
Brodkorb hat das gemerkt, wenn auch 
nicht verstanden. Selbst der marode 
US-Imperialismus kann das deutlich 
besser, zumindest da, wo es ihm dar-
auf ankommt. Das weiß auch die FAZ. 
Es steht dann im Feuilleton. Nachdem 
der Wirtschaftsteil die überbordenden 
Staatsausgaben beklagt, Strukturre-
formen und Sparen angemahnt und 
weitere Steuersenkungen gefordert 
hat.

Im Feuilleton fordert die FAZ 
Geld für Bildung. 

Der Wirtschaftsteil mahnt zum Sparen.
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Sie verkörperten das bessere Deutschland
Die ersten deutschen Freiwilligen im Juli/August 1936 an der Aragón-Front • Von Werner Abel

Als am 18. Juli 1936 in Spanien re-
aktionäre Generäle und Teile der 
Armee gegen die rechtmäßig ge-

wählte Volksfront-Regierung putschten, 
waren auch deutsche Emigranten unter 
den Verteidigern der bedrohten Repu-
blik.

Spanien gehörte zunächst nicht zu 
den klassischen Exilländern der Deut-
schen, die ihr Land wegen des Terrors 
der Nazis verlassen mussten. Das änder-
te sich mit dem Sieg der Volksfront im 
Februar 1936. Die unkomplizierte Auf-
enthalts- und Arbeitserlaubnis erleich-
terte oft die Entscheidung, nach Spani-
en zu gehen. Antifaschistische Auslän-
der, darunter auch Deutsche, hielten sich 
außerdem – wegen der für den 19. Juli 
1936 geplanten Volksolympiade – vor al-
lem in Barcelona auf.

In Gefolge des Putsches kam es in 
verschiedenen großen Städten zu spon-
tanen Abwehrkämpfen. Zunächst orga-
nisiert durch die mächtige anarchosyn-
dikalistische Gewerkschaft CNT (Con-
federación Nacional de Trabajo) und 
die sozialistische UGT (Unión General 
de Trabajadores), stellte sich das einfa-
che Volk, vor allem Arbeiter, Angestell-
te und linke Intellektuelle, den rechten 
Putschisten in den Weg. Erstmals in Eu-
ropa schien es dem Volk zu gelingen, den 
Siegeszug der Reaktion aufzuhalten.

„Grupo Thaelmann“
Zu den Deutschen, die in Barcelona am 
Sturm auf die von den Putschisten ge-
haltenen Kasernen teilnahmen, gehörte 
auch Max Friedemann, jüdischer Her-
kunft und Kommunist. Eine Waffe, sagte 
man ihm, müsse er sich selbst erobern, 
zumindest aber, erzählte er später, sollte 
ihm innerhalb einer Minute beigebracht 
werden, wie ein Gewehr funktioniert.

Als die Kraft der Putschisten in Bar-
celona gebrochen war, vereinigten sich 
dort am 23. Juli vier Arbeiterparteien 
zum PSUC, der Sozialistischen Einheits-
partei Kataloniens. Am gleichen Tag 
schlossen sich achtzehn der Teilnehmer 
an den Kämpfen – acht Deutsche, sieben 
Polen, zwei Schweizer und ein Englän-
der – zu einer Kampfgruppe zusammen, 
die zu einer der ersten internationalen 
Einheiten gehörte und die sich den Na-
men „Grupo Thaelmann“ gab.

Das war die Zeit, in der alle linken 
Parteien und Gewerkschaften Milizen 
gründeten, und so zog diese Gruppe mit 
der von den UGT- und PSUC-Funktio-
nären José del Barrio und Manuel Tru-
eba gegründeten Columna Trueba-del 
Barrio an die Huesca-Front und nahm 

dort an den verlustreichen Kämpfen 
nahe dem Städtchen Tardienta teil.

Die Columna hatte inzwischen den 
Namen „Carlos Marx“ erhalten, aus 
ihr sollte später die 27. Division „Car-
los Marx“ der Spanischen Volksarmee 
werden.

Zunächst aber setzte sich diese Ein-
heit aus 800  Personen zusammen, die 
aber nur 600 Gewehre zur Verfügung 
hatten. In der Columna kämpften in 
den ersten Monaten ebenso wie in ande-
ren Milizen auch Frauen, die aber dann 
im Zuge der sogenannten „Militarisie-
rung“ der Milizen auf Befehl des Vertei-
digungsministeriums von der Front ab-
gezogen wurden. Die „Militarisierung“, 
die auch erfahrene deutsche Offiziere 
wie Ludwig Renn forderten, bedeutete 
die Einführung hierarchischer Befehls-
strukturen, unterschiedliche materielle 
Ausstattung von Offizieren und einfa-
chen Soldaten, vor allem aber die Ab-
schaffung der für die Milizen typischen 
basisdemokratischen Willensbildung.

Gerade das aber war für viele lin-
ke Ausländer, die in ihren Herkunfts-
ländern gegen das Militär und die bür-
gerlichen Armeen aufgetreten waren, 

ein großes Problem. So verließen z. B. 
mit Egon Illfeldt und Kurt Hessentha-
ler zwei deutsche Kameraden die ohne-
hin kleine Thälmann-Gruppe und stell-
ten sich in Barcelona der CNT zur Ver-
fügung. Letztlich sahen sich aber auch 
die anarchistischen Milizen gezwungen, 

sich den militärischen Notwendigkeiten 
zu beugen.

Eine weitere Einheit …
Während der Kämpfe erhielten die An-
gehörigen der „Grupo Thaelmann“ die 
Nachricht, dass im August aus Frank-
reich nach Spanien gereiste KPD-Funk-
tionäre unter der Leitung von Hans 
Beimler eine weitere bewaffnete Ein-
heit mit dem Namen „Ernst Thälmann“ 
gegründet hatten. Diese Einheit, die spä-
ter mehr Aufmerksamkeit erfahren soll-
te als die Thälmann-Gruppe, nannte sich 
Centuria Thälmann, gehörte der Colum-
na „19. Julio“ an und wurde militärisch 
zunächst von Albert Schreiner, dann von 
Hermann Geisen, nach dessen Verwun-
dung von Georg Hornung, und politisch 
von Hubert von Ranke („Moritz Bres-
ser“) geleitet. Die Centuria war natür-
lich mit über 160 Kämpfern, unter ih-

nen 91 Deutsche, ungleich größer als die 
Thälmann-Gruppe. Als beide sich aber 
bei dem Sturm auf die Anhöhe trafen, 
auf der sich die hart umkämpfte Eremi-
tage de Santa Quiteria nahe Tardienta 
befand, kam es wegen persönlichen Dif-
ferenzen zu keiner Vereinigung. Zudem 

zeigten schon diese Kämpfe die Gren-
zen an, die das Milizsystem gegenüber 
einer regulären Armee hatte. Auch ver-
fügten die meisten der Kämpfer beider 
Einheiten über keinerlei militärische Er-
fahrungen, außerdem wurde der Mangel 
an Waffen in der ersten Zeit durch das 
völlige Fehlen von Kommunikations-
technik noch übertroffen. Friedemann 
gelang es dann, Feldtelefone zu organi-
sieren, später sollte er in der Volksarmee 
eine Schule für Fernmeldetechnik leiten. 
Was aber alle Kämpfer auszeichnete, 
war Entschlossenheit und beispiellose 
Einsatzbereitschaft.

Hohe Verluste
Die in der ersten Zeit nach dem Putsch 
lavierende Haltung der Regierung, ihre 
anfängliche Weigerung, Waffen an das 
Volk zu verteilen, die nicht koordinier-
ten Kampfeinsätze der verschiedenen 

Milizen, Abstimmungs- und Kompetenz-
probleme und das Fehlen eines einheitli-
chen Kommandos und unterschiedliche 
Auffassungen der verschiedenen Mi-
lizen, die aus voneinander abweichen-
den politischen Positionen resultierten, 
verhinderten zum Beispiel auch, dass 
die strategisch wichtige Eisenbahnlinie 
Zaragoza-Huesca unterbrochen wurde. 
Die Milizionäre mussten aus der Ferne 
mit ohnmächtigem Zorn wahrnehmen, 
wie die Franquisten mit der Eisenbahn 
Zug um Zug ungehindert ihre Leute an 
die Front bringen konnten. Zaragoza, 
eigentlich eine Hochburg der CNT, war 
durch den Verrat des Ziviligouverneurs 
in die Hände der Putschisten gefallen. 
Max Friedemann erinnerte sich, dass 
manchmal niemand mehr wusste, wer 
auf wen schoss. Die Verluste unter den 
Internationalen waren hoch, die Centu-
ria Thälmann verlor fast die Hälfte ihrer 
Kämpfer durch Tod oder Verwundung. 
Als sie zur Reorganisation nach Bar-
celona zurückgeführt wurde, waren sie 
so wenige, dass Hans Beimler mit dem 
Ausruf „Ihr seid Helden“ jeden einzel-
nen umarmen konnte.

Die Internationalen 
Brigaden entstehen
Nachdem am 22. Oktober hohe Kom-
intern-Funktionäre dem sozialistischen 
Ministerpräsidenten Largo Caballero 
die Zustimmung abgerungen hatten, in-
ternationale Freiwilligenverbänden zu 
gründen, organisierten sich in Albace-
te in der Mancha die Internationalen 
Brigaden. Viele der Überlebenden der 
beiden Einheiten, die den Namen „Thäl-
mann“ trugen, gehörten dann den ersten 
beiden Bataillonen der XI. Internatio-
nalen Brigade an, die ihre Feuertaufe in 
der Schlacht um Madrid erhielt.

Zu den deutschen Freiwilligen die 
an die Front gingen, gehörten aber auch 
diejenigen, die in den CNT-nahen Mi-
lizen die Grupo Internacional „Erich 
Mühsam“ der Columna Ascaso und die 
Grupo Internacional der Columna Dur-
ruti gebildet hatten. Zwischen allen den 
Deutschen, die in Spanien nunmehr die 
Chance sahen, dem Faschismus mit der 
Waffe in der Hand entgegenzutreten, 
herrschten aber oft schroffe ideologische 
Gegensätze. Viel wichtiger jedoch ist: 
Mehr als 4 000 Deutsche, Männer und 
Frauen, halfen bei der Verteidigung der 
Spanischen Republik. Sie verkörperten 
das bessere Deutschland gegenüber de-
nen, die im deutschen Namen zwei Jahre 
später Europa mit Krieg und Verderben 
überzogen.

Max Friedemann: Kämpfe in Barcelona
Neue alarmierende Nachrichten trafen aus Marok-
ko ein. Die aus den Volksfrontwahlen hervorgegan-
gene Regierung ließ sich trotz Warnungen der Kom-
munistischen Partei von den Generalen mit heuch-
lerischen Loyalitätserklärungen beruhigen.

Die Kommunistischen Parteien Spaniens und 
Kataloniens, aber auch andere Arbeiterorganisatio-
nen riefen alle Genossen zu erhöhter Wachsamkeit 
auf. Ab 16. Juli 1936 wurden Arbeitergruppen ge-
bildet, die nachts in den Straßen am Hafen und vor 
den Kasernen Barcelonas patrouillierten. Es wa-
ren anstrengende Tage für uns. Die meisten arbei-
teten tagsüber in den Betrieben, abends halfen sie 
im Vorbereitungskomitee für die Volksolympiade, 
und nachts gingen sie Patrouille.

Am 18. Juli spätabends schickte unser Gruppen-
leiter meine Frau Golda und mich nach Hause. Wir 
hatten seit zwei Nächten nicht mehr geschlafen.

Todmüde fuhren wir mit dem Vorortzug nach 
Sarria, wo wir wohnten. Am frühen Morgen weckte 
uns ein Genosse mit dem Ruf: „In der Stadt wird 
geschossen!“ Sofort machten wir uns auf den Weg. 
Die Vorortbahn fuhr nicht mehr, also zu Fuß in die 
Stadt. Draußen war es noch ruhig. Wir kamen ohne 
Schwierigkeiten bis zur Diagonale am Rande der 
Innenstadt. Dort trennten sich unsere Wege.

Meine Frau musste zur Plaza de Espafia und 
zum Stadion, wo zahlreiche ausländische Sportler 
untergebracht waren. Sie war mitverantwortlich für 
deren Betreuung.

Mein Ziel war das Gebäude der Kommunisti-
schen Partei Kataloniens. (…) In vielen Straßen, 
von den Dächern und Balkonen, von Straßenecken 

und aus Häusereingängen schossen Faschisten auf 
die Arbeiter. Am heißesten wurde an der Plaza de 
Cataluña gekämpft.

Was war geschehen? Um 4.00 Uhr morgens wa-
ren die Soldaten der Kaserne Pedralbes ausmar-
schiert. Wir erfuhren später von Soldaten, dass ihre 
Offiziere ihnen vorgelogen hatten, sie müssten die 
Teilnehmer der Volksolympiade gegen anarchis-
tische Gruppen, die Unruhen angezettelt hätten, 
schützen. Dasselbe war den Soldaten aus anderen 
Kasernen gesagt worden. Die Faschisten hatten je-
doch die Rechnung ohne das Volk gemacht. Sie hat-
ten nicht mit der Wachsamkeit und der Kampfbe-
reitschaft der Arbeiter gerechnet und nicht erwar-
tet, dass die Guardia de Asalto der Republik die 
Treue halten würde, dass selbst einzelne Gruppen 
der Guardia Civil, die eigentlich als Bürgerkriegs-
truppe gegen die Arbeiterschaft gedrillt war, auf die 
Seite der Republik übertreten könnten.

Mutig traten die Arbeiter den Soldaten entge-
gen. Sie sperrten die Straßen und forderten die Sol-
daten auf, nicht auf ihre Klassenbrüder zu schie-
ßen, sondern die Gewehre umzudrehen. Die einen 
schlossen sich daraufhin den Arbeitern an, die an-
deren gingen in ihre Dörfer zurück.

Nur eine Artillerieabteilung marschierte ins 
Stadtzentrum, besetzte die Gebäude an der Pla-
za de Cataluña, das Telefon- und Telegrafenamt, 
die Banco Alemana Transatlantica und das Hotel 
„Colón“, Doch die Gebäude wurden Stockwerk 
für Stockwerk zurückerobert. Dächer und Bal-
kons wurden von faschistischen Heckenschützen 
gesäubert.

Inzwischen erreichte ich den Sitz des Zentral-
komitees. „Gebt mir ein Gewehr!“ sagte ich zu 
einem Genossen.

„Wir haben keine Gewehre, du musst dir eins 
erbeuten“, antwortete er.

„Zeigt mir, wie man mit einem Gewehr um-
geht.“ Einer erklärte es mir. Ganze anderthalb Mi-
nuten dauerte diese erste militärische Instruktion.

„Wohin soll ich nun gehen?“ fragte ich. Man 
sagte mir, dass der Sturm auf die Capitania, die 
Garnisonskommandantur von Barcelona, bevor-
stehe.

(…) Ich eilte dorthin. In weitem Halbkreis um 
das Gebäude standen Arbeiter mit den roten Arm-
binden der sozialistischen und kommunistischen 
Parteien und andere mit schwarzroten Halstü-
chern der Anarchisten und ihrer Gewerkschaften.

Nur wenige von ihnen waren bewaffnet. (…) 
Das Gebäude der Kommandantur war verbarrika-
diert, und in den Fenstern, geschützt durch Sand-
säcke, sah man Gewehre und Maschinengewehre 
im Anschlag. Unser Feuer blieb wirkungslos, bis 
uns eine Gruppe der Guardia de Asalto zu Hilfe 
kam. Sie zog ein kleinkalibriges Geschütz heran, 
richtete es aus etwa 300 Meter Entfernung direkt 
auf das Tor und gab einige Schüsse ab. Durch die 
Bresche stürmten wir in die Capitania. (…) Wir 
drangen in die Waffenkammer vor und beschlag-
nahmten den ganzen Bestand an Waffen und Mu-
nition. (…)Das war der erste Tag, und schon an 
diesem Tag konnten fast überall die Faschisten 
vertrieben werden, ausgenommen die gut gesi-
cherte Atarazanakaserne am Hafen.

Nachts wurden Barrikaden gebaut. Im Mor-
gengrauen arbeiteten wir uns Meter um Meter 
vor, und mittags nahmen wir die Kaserne von zwei 
Seiten unter Feuer. Dann stürmten wir. Endlich 
gab die Besatzung den Widerstand auf. Die Offi-
ziere wurden gefangengenommen. Damit war, von 
einigen Schützen auf den Dächern abgesehen, der 
Putsch in Barcelona niedergeschlagen. Die Volks-
front hatte den Sieg davongetragen.

An all diesen Kämpfen nahmen bereits inter-
nationale Kämpfer teil, Emigranten oder Teil-
nehmer an der Volksolympiade, darunter der 
Genosse Franz Löwenstein und Genosse Wer-
ner Hermelin, der in einem der Außenbezirke 
seinen Mann stand, um die putschenden Faschis-
ten zurückzuhalten. Am 22. Juli wurde das von 
der Regierung beschlossene „Milizgesetz über die 
Bildung von Truppenformationen zur Befreiung 
der von den Faschisten besetzten Gebiete“ ver-
öffentlicht.

Die deutschen Antifaschisten, die an den Stra-
ßenkämpfen teilgenommen hatten, schlossen sich 
zu einer Kampfeinheit im Rahmen der Miliz zu-
sammen und gaben sich mit Zustimmung des Zen-
tralkomitees der am 26. Juli gegründeten Sozialis-
tischen Einheitspartei Kataloniens den Ehrenna-
men Gruppe „Thälmann“.

(…) Von den Sportlern, die zur Volksolympia-
de gekommen waren, blieben Gert Wohlrath, Käte 
Hempel und die polnischen Genossen Emanuel 
Mink und Krassiolick bei uns.
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Kämpfer der Spanischen Republik: „Grupo Thälmann“ – ein Foto des sowjetischen Schriftstellers Michail Kolzow




